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* #- Sonder- Husgab‹. 


_ teis- Blatt 


"Tết den Kreis Gr. Werder 


Bezugspreis monatlich 1,30 Danziger Gulden. 


Betr. Gemeindewahlen. 


Nach dem Geſetz über die Gemeindewahlen vom 4. 


April 1924 läuft die Wahlzeit der jetzigen Gemeindever— 
tretungen am 31. 12. 1928 ab. Der Termin zur Vornahme 
der Neuwahl iſt vom Senat der Freien Stadt Danzig auf 


Sonntag, den 18. November 1928 


feſtgeſetzt worden. 


Ich bringe nachſtehend zum Abdruck: 
a) das Geſetz über die Gemeindewahlen vom 4. 4. 1924 
b) die vom Senat hierzu erlaffene Gemeindewahlordnung 
vom 4. 4. 1924, 


`. c) einen Auszug aus dem Volkstagwahlgeſetz vom 6. 9. 


1922, 
d) a a aus der Dolfstagwahlordnung vom 20. 


. 1925 
e) 8 7 des Bürgerlichen Geſetzbuches. 

Bezüglich der Abdrucke c—e wird bemerkt, daß der 
beſſeren Ueberſicht halber die in dem Geſetz über die Ge⸗ 
meindewahlen und in der Gemeindewahlordnung angezo- 
genen §§ des Volkstagwahlgeſetzes der Volkstagwahlord⸗ 
nung und des Bürgerlichen Geſetzbuches unmittelbar hin⸗ 
ter den betreffenden 88 des Geſetzes über die Gemeinde, 
wahlen und der Gemeindewahlordnung in kleiner Schrift 
abgedruckt ſind. 

Die Herren Gemeindevorſteher des Kreiſes erſuche ich, 
ſich mit den Beſtimmungen genau vertraut zu machen. Zu⸗ 
nächſt iſt mit tunlichſter Beſchleunigung die Liſte der Ge— 
meindewähler unter Berückſichtigung der 88 1 uſw. der 
Gemeindewahlordnung aufzuſtellen. Formulare zur Wäh⸗ 
lerliſte werden in den nächiten Tagen überſandt. 
Wahlberechtigt und demgemäß in die Wählerliſte einzu⸗ 
tragen ſind diejenigen Perſonen männlichen und weiblichen 
Geſchlechts der Gemeinde, welche 

a) die Danziger Staatsangehörigkeit beſitzen, 

b) am Wahltage mindeſtens 20 Jahre alt ſind und 

e) feit mindeſtens 6 Monaten ununterbrochen ihren Au- 
fenthaltsort im Gemeindebezirk haben. 

Perſonen, die vom Wahlrecht ausgeſchloſſen oder in 
ſeiner Ausübung behindert find, find nicht in die Wäh⸗ 
lerliſte aufzunehmen, es ſei denn, daß anzunehmen iſt, daß 
der Ausſchließungs⸗ oder Behinderungsgrund am Wahltage 
nicht mehr beſteht. Sind fie gleichwohl in die Wählerliſte 
eingetragen, ſo iſt in der Spalte Bemerkungen einzutragen 
„aus geſchloſſen“ oder „behindert“. f 

Die Wählerliſte iſt ſodann nach vorgängiger, ortsüb- 
licher Bekanntmachung in der Seit 


vom 16.— zum 25. Oktober 1928 einſchl. 
zu jedermanns Einſicht auszulegen, wobei der auf Seite 1 
des Titelbogens befindliche Abſchlußvermerk vorläufig noch 


nicht auszufüllen iſt. Der ortsüblichen Bekanntmachung iſt 
folgender Wortlaut zu geben: 


Neuteich, den 1. Oktober 


“nr 


1928 


Ich bringe hiermit zur öffentlichen Kenntnis, daß 
die für den hieſigen Gemeindebezirk aufgeſtellte Lifte 
der Gemeindewähler in der Seit vom 16.— zum 
23. Oktober 1928, und zwar von vormittags 9 Uhr 
bis nachmittags 6 Uhr, zu jedermanns Einſicht aus- 
liegt, und daß innerhalb dieſer Seit Einſprüche gegen 
die e, bei mir erhoben werden können. 

3 „den 12. Oktober 1928. 


Der n 
Unterſchrift) 


Weitere auf das Wahlverfahren bezügliche Bekannt⸗ 
machungen erfolgen ſpäter. Vorläufig kommt es in erſter 
Linie darauf an, daß die Wählerliſten rechtzeitig ordnungs⸗ 
mäßig aufgeſtellt und innerhalb der vorgeſchriebenen Seit 
ausgelegt werden. 

Tiegenhof, den 25. September 1928. 


Der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes. 


Geſetz 


über die Gemeindewahlen. 


8 J. 


Die Wahl der Gemeindevertrelungen der Stadt und 
Landgemeinden erfolgt auf 4 Jahre. Gewählt wird an 
einem Sonntag des Monats November. Den Wahltag 
beſtimmt der Senat. Grundſätzlich ſollen die Wahlen zum 
Dolfstag und zu den Gemeindevertretungen nicht zufam- 
men fallen. Die Amtsdauer läuft vom J. Januar des 
der Wahl folgenden Jahres ab. : 

Erſtmalig haben die Wahlen nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes an einem Tage bis zum Ablauf des Monats 
Mai 1924 ſtattzufinden. 
gewählten Gemeindevertretung läuft vom 1. Juni 1924 
bis 51. Demzember 1928. 


(Siegel) 


8 2. 

Wahlberechtigt find alle Danziger Staatsangehörigen, 
die am Wahltage mindeſtens 20 Jahre alt find und feit 
mindeſtens 6 Monaten ununterbrochen ihren Aufenthalt 
im Gemeindegebiet haben. Auf die Ausſchließung vom 
Wahlrecht und die Behinderung in ſeiner Ausübung fin⸗ 
den die Beſtimmungen des § 2 des Volkstagwahlgeſetzes 
vom 6. September 1922 (Geſetzblatt S. 240) Anwendung. 


Wählbar find die nach Abſatz 1 Wahlberechtigten, 
die am Wohltage mindeſtens das 25. Lebensjahr vol⸗ 
lendet haben. 

§ 2 des Volkstagswahlgeſetzes lautet: 
Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht iſt 
1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger vormund⸗ 
ſchaft ſteht oder ſich in Fürſorgeerziehung befindet, 
2. wer infolge eines rechtskräftigen Urteils der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte ermangelt. 
Behindert in der Ausübung ihres Wahlrechts find Per⸗ 
ſonen, die wegen Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche unter 
Pflegſchaft ſtehen oder in einer Heil- oder Pflegeanſtalt 


Die Amtsdauer der erftmalig- 


untergebracht find, ferner Straf- und Unterſuchungsgefangene 
fowie Perſonen, die infolge gerichtlicher oder polizeilicher An⸗ 
ordnung in Verwahrung gehalten werden. Ausgenommen 
lập) Perſonen, die fih aus politifhen Gründen in Schutzhaft 
befinden. 


8 8. 5 
wer in die Wählerlifte oder 
Wahlkartei der Gemeinde eingetragen iſt. Auf die An⸗ 
lage der Wählerliſte und Wahlkarteien, ihre öffentliche 
Auslegung, die Eintragangen in fie und die Einſprüche 
gegen die Eintragungen finden die Vorſchriften des § 11 
Abſatz 1 und § 12 des Volkstagswahlgeſetzes entſprechen⸗ 
de Anwendung. 

8 u Abſatz 1 und 8 ly SE des Dolstagswahlgefehes lauten: 

1. 


Wählen kann nur, 


u Aaſatz 
In jedem Wahlbez irk wird für die dort wohnhaften 


Wähler eine wählerliſte oder Wahlkartei angelegt. 


12. 

Die Wählerliſten oder Wahlkarteien werden ſpäteſtens 

4 Wochen vor dert Wahltag 8 Tage lang öffentlich ausgelegt. 
Die Gemeindebehörde gibt Ort und Seit öffentlich bekannt 
und weiſt auf die Einſpruchfriſt hin. 
Einſprüche ſind bis zum Ablauf der Auslegungsfriſt 
bei der Gemeindebehörde anzubringen und innerhalb der 
nächſten 14 Tage zu erledigen. Hierauf werden die Liſten 
oder Karteien geſchloſſen. ; 
§ 


Die Sahl der Stadtverordneten oder Gemeindevertre— 
ter muß mindeſtens 9 betragen. Auf übereinſtim menden 
Antrag des Gemeindevorſtandes und der Gemeindever- 
tretung kann die Sahl durch den Senat herabgeſetzt wer- 
den. Durch Ortsſatzung kann die Sahl erhöht werden, 
und zwar in Gemeinden 

von 1000 bis zu 15000 Einwohnern für jede an⸗ 

gefangenen 1000, bei mehr als 15000 bis 30 000 

Einwohnern, für jede angefangenen weiteren 2000, 

bei mehr als 30000 bis 60 000 Einwohnern für 

jede angefangenen weiteren 3000, bei mehr als 

60 000 bis 300000 Einwohnern für jede ange- 

fangenen weiteren 10000 
um je einen Stadtverordneten oder einen Gemeindever— 
treter, aber nicht über 50 3 552 

5. x 

Die Wahl ift unmittelbar und geheim und erfolgt 
nach ben Grundſätzen der Verhältniswahl. Jeder Wähler 
hat ſeine Stimme. 

8 6. + 

Für die Wahl kann der Gemeindevorſtand den Be 
meindebezirk in Abſtimmungsbezirke teilen. 

§ 2. | 

Don dem Gemeindevorſtande tít für die Wahl ein 
Wahlvorſteher und ein Stellvertreter zu ernennen. Der 
Wahlvorſteher beruft aus den Wählern des Wahlbezirks 
2 bis 4 Beiſitzer und 1 Schriftführer. Wahlvorſteher, 
Beiſitzer und Schriftführer bilden den Wahlvorſtand. 

Bei der Bildung von Abſtimmungsbezirken iſt für 
jeden Abſtimmungsbezirk ein Wahlvorſtand . Ab⸗ 


ſatz 1 zu bilden. 
§ 8. 


Späteſtens 14 Tage vor der Wahl find den Ge 
meindevorſtänden die Wahlvorſchläge einzureichen. In 
Gemeinden über 10000 Einwohner müſſen die Wahl⸗ 
vorſchläge von mindeſtens 15, in Gemeinden unter 
10 000 bis 1000 von mindeſtens 9, unter 1000 von min⸗ 
deſtens 5 Wählern unterzeichnet fein. Die Namen der 
Bewerber müſſen in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt fein. 

In den Wahlvorſchlag darf nur aufgenommen wer- 
den, wer feine Zuſtimmung dazu ſchriftlich erklärt hat. 
Die Erklärung muß ſpäteſtens am 14. Tage vor dem 
Wahltage dem Gemeindvorſtande eingereicht fein. An⸗ 
dernfalls wird der Bewerber geftrichen. 

Ein Bewerber darf nur einmal vorgeſchlagen werden. 

Der § 14 Abſatz 4 und § 16 des Volkstagswahl⸗ 
geſetzes findet Anwendung. 


a mernfolge in orts 


§ 14 Abſatz 4 * 8 16 75 Volkstagswahlgeſetzes lauten: 
atz 4. 


Ein Bewerber darf = einmal vorgeſchlagen werden. 
Jeder Wähler darf nur einen Wahlvorſchlag unterzeichnen. 
Befindet ſich der Name eines Bewerbers oder Unterzeichners 
auf mehreren Wahlvorſchlägen, ſo gilt der Name für den 
zuerſt eingereichten Wahlvorſchlag; auf den übrigen Wall. 
vorſchlägen wird er geſtrichen. 


16. 

In jedem wahlvorſchlage muß ein Vertrauensmann und 
ein Stellvertreter bezeichnet werden, die zur Abgabe von Er⸗ 
klärungen gegenüber dem Wahlleiter und dem Wahlausſch 
bevollmächtigt find. Fehlt dieſe Bezeichnung, ſo gilt der 
erſte Unterzeichner als Vertrauensmann, der zweite als ſein 
Stellvertreter. 

Erklärt mehr als die Hälfte der Unterzeichner eines 
Wahlvorſchlages ſchriftlich, daß der Vertrauensmann oder ſein 
Stellvertreter durch einen anderen erſetzt werden ſoll, ſo tritt 
dieſer an die Stelle des früheren Vertrauensmannes, er 

e Erklärung dem Wahlleiter zugeht. 
89. 


Mehrere Wahlvorſchläge können miteinander ver- 
bunden werden. Die Verbindung einzelner miteinander 
verbundener Wahlvorſchläge untereinander (Unterver⸗ 
bindung) iſt zuläſſig. 
Der § 15 Abſatz 2 des Volkstagswahlgeſetzes Dat 
finngemäß Anwendung. 

Der § 15 Abſatz 2 958 volkstagswahlgeſetzes lautet: 

Die Verbindung muß von den auf den Wahlvorſchlägen 
verzeichneten Vertrauensperſonen oder deren Stellvertretern 


übereinſtimmend, ſpäteſtens am 14. Tage vor dem Wahltag 
dem Wahlleiter ſchriftlich erklärt werden. 


§ 10. 
Die Wahlvorſchläge und Derbindungserflärungen 
find von dem Gemeindevorſtande zu prüfen. Die Wahl⸗ 
vorſchläge können nach ihrer Feſtſetzung nicht mehr geän⸗ 
dert oder zurückgenommen werden; das gleiche gilt für 
die zugelaſſenen dene en 

IA 
Der Gemeindevorſtand hat fpäteftens am 4. Tage 
vor der Wahl die Wahlvorfchläge ſamt Derbindungser- 
klärungen in der zugelaffenen Form in fortlaufender Num⸗ 

Heiblicher 9Ù öffentlich befannt zu geben. 


Die Wahlhandlung 0 ea 
Auf die Wahl finden die Dorſchriften der §§ 20, 
21 23, 24 Satz und 2 des Dolkstagswahlgeſetzes 
Anwendung. 
Die § 20, 21 25 und 24 Satz 1 und 2 des Volkstags⸗ 
wahlgeſetzes lauten: 
§ 20. 
Der Stimmzettel darf nur Namen aus einem einzigen 
ee ee enthalten. Ein Name genügt. 
Stelle der Namen oder neben ihnen darf der Stimm⸗ 
W lên: die Bezeichnung des Wahlvorſchlages mit der 
Nummer aus der amtlichen Bekanntgabe enthalten 
8 21. 


Die Angabe einer Partei auf dem Stimmzettel wird 
nicht beachtet. Weitere Angaben machen den Stimmzettel 
ungültig. 


8 2 

Gewählt wird mit Stimmzetteln und amtlich geſtempelten 
Umſchlägen. 

Abweſende können ſich weder vertreten laſſen noch ſonſt 
an der Wahl teilnehmen. 
S 24 Satz J und 2. 

Ueber die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet der 
Wahlvorſtand mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 
gibt der Wahlvorſteher 8* Ausſch ag. 

15. g 

Nach Beendigung der Wahl hat der Wahlvorſtand 
die Wahlunterlagen er dem Gemeindevorſtande 
zu übergeben. 

Das Wahlergebnis iſt von dem Gemeindevorſtande 
unter ſinngemäßer Anwendung der §§ 25 bis 29 des 
Volkstagswahlgeſetzes in öffentlicher Sitzung feſtzuſtellen 
und öffentlich bekanntzumachen. 

Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jeder wahl⸗ 
berechtigte binnen einer Woche nach der Bekanntmachung 


des Wahlergebniſſes bei dem Gemeindevorſtande Ein- 


ruch erheben. 
. D hat über die Einſprüche 
ſowie über die Gültigkeit der Wahl in folgender Weiſe 

u beſchließen: 

s 1. Km Su Wahl eines oder mehrerer Gewählten 

wegen Mangels der Wählbarkeit für ungültig er⸗ 

achtet, ſo iſt nur die Wahl dieſer Perſon für 
ungültig zu erklären. 

2. Wird für feſtgeſtellt erachtet, daß mit der Vor⸗ 
bereitung der Wahl oder der Wahlhandlung lim: 
regelmäßigkeiten vorgekommen ſind, die auf das 
Wahlergebnis von Einfluß geweſen ſein können, ſo 

iſt die ganze Wahl für ungültig zu erklären. 

3. Wird die Feſtſtellung des Wahlergebniſſes für un: 
richtig erachtet, ſo iſt die Feſtſtellung aufzuheben 
und eine neue Feſtſtellung des Wahlergebniſſes 
anzuordnen. 5 i 

Die 88 25 bis 29 des Volkstagswahlgeſetzes lauten: 
25 


Sur Ermittelung des Wahlergebniſſes ſtellt der Wahl⸗ 
ausſchuß feſt, wieviel gültige Stimmen abgegeben ſind und 
wieviel davon auf jeden Wahlvorſchlag entfallen. 


N 2 01505 

Die Mitgliederſitze werden auf die Wahlvorſchläge nach 
dem Verhältnis der ihnen nach § 25 zuſtehenden Stimmen 
verteilt. 
ấu dieſem Zwecke werden die auf die einzelnen Wahl⸗ 
vorſchläge entfallenden Stimmzahlen nacheinander durch 1, 2, 
3, 4 uſw. geteilt, bis von den ſich hierbei ergebenden Teil- 
zahlen fo viele Höchſtzahlen der Größe nach ausgeſondert 
werden können, wie Abgeordnete zu wählen ſind. Jeder 
Wahlvorſchlag erhält ſo viele Abgeordnetenſitze, wie auf ihn 
Höchſtzahlen entfallen. Wenn die an letzterer Stelle ſtehende 
Höchſtzahl auf mehrere Wahlvorſchläge zugleich entfällt, ent 
ſcheidet das Los. — — 


§ 27. 

Sind verbundene Wahlvorſchläge vorhanden, ſo wird bei 
der Verteilung der Abgeordnetenſitze auf die einzelnen Wahl⸗ 
vorſchläge jede Gruppe verbundener Wahloorſchläge als ein 
Wahlvorſchlag angeſehen und ihr die ihrer Geſamtſtimmenzahl 
entſprechende Fahl von Sitzen zugewieſen. 

Iſt ſo die Fahl der Sitze feſtgeſtellt, auf die jede Gruppe 
verbundener Wahlvorſchläge entfallen, ſo werden nach den 
Grundſätzen des § 26 die Abgeordnetenſitze auf die einzelnen 
miteinander verbundenen Wahlvorſchläge unterverteilt. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten entſprechend auch 
für die Unterverbindung (§ 15 Abſ. 1 Satz 2). 


§ 28. 
: Wenn ein Wahlvorſchlag weniger Bewerber enthält als 
auf ihn Höchſtzahlen entfallen, fo gehen die überſchüſſigen 
Sitze im Falle der Verbindung auf die verbundenen Wahl- 
vorſchläge, wenn auch dieſe erſchöpft find, auf die anderen 
Wahlvorſchläge über. 


8 29. 
Für die Verteilung der dem Wahlvorſchlag zugeteilten 
Abgeordneten unter die einzelnen Bewerber iſt die Keihen— 
folge der Benennungen auf den Wahlvorſchlägen maßgebend. 


§ 14. 
Gegen den Beſchluß der Gemeindevertretung (§ 13 
Abſ. 4) ſteht dem, der den ESinſpruch erhoben hat und 


dem, deſſen Wahl für ungültig erklärt iſt, die Ulage im 


Derwaltungsftreitverfahren zu. Eine Ulage, die infolge 
Surückweiſung des Einſpruchs erhoben wird, darf mit dem 
Hlageantrage nicht über den Einſpruchsantrag hinausgehen. 

Die Hlage hat aufſchiebende Wirkung, außer in den 
Fällen, in denen die Wahl für gültig oder nur gemäß 
§ 13 Abſ. 4 Siffer 1 für ungültig erklärt worden lít, 
Im letzteren Falle tritt der Erſatzmann gemäß 8 17 
Satz J nicht eher ein, als der Beſchluß unanfechtbar 
geworden oder im Verwaltungsſtreitverfahren rechtskräftig 
beſtätigt iſt. : 


Š 15. 

Iſt die ganze Wahl endgültig für ungültig erklärt, 
ſo hat ſpäteſtens binnen 1 Monat eine Neuwahl ſtatt⸗ 
zufinden. 

Iſt die FFeſtſtellung des Wahlergebniſſes endgültig 
aufgehoben, jo hat der Gemeindevorſtand das Wahl⸗ 
ergebnis neu feſtzuſtellen. Er iſt hierbei an die Grund⸗ 


- 


⁄ 
⁄ 


ſätze der endgültigen Entſcheidung gebunden. Auf die 
Bekanntmachung und die Nachprüfung des berichtigten 
Wahlergebniſſes finden die Vorſchriften des $ 15 Abſatz 
2 bis 4, des § 14 und des vorſtehenden Satzes 
Anwendung. 


§ 16. 

Fällt eine Vorausſetzung der Wählbarkeit während 
der Wahlzeit fort, ſo ſcheidet der Gemeindevertreter aus 
der Gemeindevertretung aus. Darüber, ob der Fall 
vorliegt, beſchließt im Streitfalle die Gemeindevertretung. 
Gegen deren Beſchluß ſteht dem Gemeindevertreter binnen 
2 Wochen die Klage im Derwaltungsftreitverfahren zu. 
Die Klage hat keine aufſchiebende Wirkung, jedoch tritt 
der Erſatzmann gemäß § 17 nicht vor rechtzeitiger 
Entſcheidung ein. 


§ 12. 

Wenn ein Gemeindevertreter die Wahl ablehnt oder 
vor Ablauf der Wahl ausſcheidet, oder wenn die Wahl 
eines einzelnen Gemeindevertreters für ungültig erklärt 
ift, fo tritt an feine Stelle der Bewerber, der in dem- 
ſelben Wahlvorſchlag hinter dem Gewählten an erſter 
Stelle berufen iſt. 

Die Feſtſtellung des Erſatzmannes erfolgt durch den 
Gemeindevorſtand. Auf die Bekanntmachung und Vach— 
prüfung der Feſtſtellung finden die Vorſchriften des § 15, 
letzter Satz, Anwendung. Iſt ein weiterer Bewerber in 
demſelben Wahlvorſchlag nicht vorhanden, ſo bleibt der 
Gemeindevertreterſitz unbeſetzt. 

4 18. 

Gleichzeitig mit der Amtsdauer der Gemeindever— 
tretung endet die Wahlzeit der im Amte befindlichen un⸗ 
beſoldeten Magiſtratsmitglieder (Beigeordneten), unbeſol⸗ 
deten Gemeindevorſteher ſowie unbeſoldeten Schöffen. Die 
Neuwahlen haben alsbald ſpäteſtens binnen 4 Wochen 
nach der Wahl der neuen Gemeindevertretungen durch 
dieſe ſtattzufinden; die Ausſcheidenden haben jedoch bis 
zur Einführung der neu Gewählten ihre Amtsgeſchäfte 
fortzuführen. Die Wahlen erfolgen in öffentlicher Sitzung 
der Gemeindevertretung unmittelbar und geheim nach 
den Grundſätzen der Verhältniswahl. 


19. 

Die dieſem Geſetz entgegenſtehenden Vorſchriften der 
Gemeindeverfaſſungsgeſetze und der ſonſtigen Geſetze 
werden aufgehoben. | 

Das Geſetz über die Verwaltung der Gemeinde— 
angelegenheiten der Stadtgemeinde Danzig vom 9. Okto⸗ 
ber 1913 (Geſetzbl. S. 1057) bleibt durch dieſes Geſetz 
unberührt. 

§ 20. 

Der Senat !erläßt die zu dieſem Geſetz etwa nofz 

wendigen Ausführungsbeftimmungen. 


Danzig, den 4, April 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Siehm. Dr. Schwartz. 


Auf Grund des § 20 des Geſetzes über die Bes 
meindewahlen vom 4. April 1924 wird folgende Ver⸗ 
ordnung erlaffen: 


Gemeindewahlordnung. 


N ET. 

Nach Ausſchreibung der Gemeindewahlen haben die 
Gemeinden eine Liſte der Gemeindewähler aufzuſtellen, 
für deren Inhalt und Form die §8 1, 3 und 4 der 
Dolfstagswahlordnung vom 20. April 1923 (Gef. Bl. 
S. 523 ff.) entſprechende Anwendung finden. 

Die §§ , 3 und 4 der Dolfstaaswahlordnung lauten: 


Hỗ 
Nach Ausschreibung einer Volkstagswahl haben die Ge— 
meinden eine Liſte der Volkstagswähler nach Su⸗ und Vor⸗ 


一 一 一 


namen, die ſtets voll auszuſchreiben find, Alter, Beruf, 
Wohnort oder Wohnung in alphabetiſcher Oroͤnung unter 
fortlaufender Nummer aufzuſtellen. Vor dem Eintrag jeder 
einzelnen Perſon iſt ihr Wahlrecht genau zu prüfen. Raſuren 
in den Wählerliſten find unzuläſſig. 

Die Liſten können nach Geſchlechtern getrennt angelegt 
werden. 5 

Die Liſten können auch derart angelegt werden, daß die 
Straßen nach der alphabetiſchen Reihenfolge ihrer Namen 
oder die Stadtbezirke nach der Reihenfolge ihrer Nummern 
oder Buchſtaben, innerhalb der Straßen oder Stadtbezirke die 
Häuſer nach ihrer Nummer und innerhalb jedes Haufes die 
Wähler eingetragen werden. 


8 3. 
Die Liſten ſollen mindeſtens 4 Spalten zur Aufnahme 
der Vermerke über die erfolgte Stimmabgabe enthalten, damit 
ſie für Wiederholungswahlen zum Dolfstag oder ſonſtige 
Wahlen und Abſtimmungen die mit der Dolfstagswahl zuſam⸗ 
men fallen oder ihr in kurzer Friſt folgen, verwendbar ſind. 
Die Liſten müſſen ferner eine Spalte für „Bemerkungen“ 
enthalten. : : 
2. ?Íetetrt der Wählerverzeichnifie. 


* 4. 

Die Liſten Fönnen in Heftform nach dem in der Anlage 
ı beigefügten Vordruck (Mählerlifte) oder in Kartothekform 
(Wahlkartei) angelegt werden. 

Die Wahlkartei muß ſo beſchaffen ſein, daß die Karten 
für jeden Wahlbezirk in einem oder mehreren Behältern 
verwahrt werden. Der Behälter muß mit Vorrichtungen ver— 
ſehen fein, die jede einzelne Karte feſthalten und nach Ab- 
ſchluß der Wahlkartei jede willkürliche Herausnahme oder 
Einfügung von Karten unmöglich machen. Jede Karte muß 
Spalten zur Aufnahme der Vermerke über die erfolgte Stimm- 
abgabe enthalten. 

Für den Vermerk der erfolgten Stimmabgabe zur Dolfs- 
tagswahl iſt gleichmäßig ein und dieſelbe Spalte im ganzen 
Wahlbezirk vorzuſchreiben. 8 f 


In die Liſte ſind alle Gemeindewähler einzutragen. 


Im Uebrigen findet § 2 Abſ. 2 der Volkstagswahlord⸗ 


nung entſprechende Anwendung. 

8 2 Abſatz 2 der Volkstagswahlordnung lautet: 

Perſonen, die vom Wahlrecht ausgeſchloſſen oder in ſeiner 
Ausübung behindert find, find nicht in die Liſten aufzuneh- 
men, es ſei denn, daß anzunehmen iſt, daß der Ausſchließungs⸗ 
oder Behinderungsgrund am Wahltage nicht mehr beſteht, 
Sind ſie gleichwohl in die Liſten eingetragen, ſo iſt in der 
Spalte „Bemerkungen“ einzutragen „ausgeſchloſſen“ oder 
„behindert“. 

8 3. 


Auf die Auslegung, Berichtigung und Abſchließung 
der Wählerliſten, ſowie die Herſtellung von Abſchriften, 
finden die Dorfchriften der 88 13, 14, 15, 16, 17, 18 
Abſatz 1 und 19 der Volkstagswahlordnung mit der 
Maßgabe Anwendung, daß der Tag, von dem ab die 
Wählerliſten und Wahlkarteien auszulegen ſind, von dem 
Gemeindevorſtand beſtimmt wird. 


Die 88 15, 1% 15, 16, 17, 18 Abſatz 1 und 19 der 
Volkstagswahlordnung lauten: 


4. Auslegung und Berichtigung der Wähler⸗ 
liſten und Wahlkarteien. 
8 15. . 5 

Der Senat beſtimmt den Tag, von dem ab die Wähler⸗ 
liſten oder Wahlkarteien auszulegen find. Die Gemeindebe— 
hörde kann beſtimmen, daß die Wählerliſten oder Wahlkarteien 
länger als 8 Tage, und zwar bis zu 14 Tagen ausgelegt 
werden. * 

Der Gemeindevorſtand hat vor der Auslegung in orts⸗ 
üblicher Weiſe bekanntzugeben, wo, wie lange und zu welchen 
Tagesſtunden die Wählerliſten oder Wahlkarteien zu jeder⸗ 
manns Einſicht ausgelegt werden, ſowie in welcher Seit und 
in welcher Weiſe Einſprüche gegen die Wählerliſten oder 

d Wahlkarteien erhoben werden können. 
: 8 l4. 

Wer die Wählerliſte oder Wahlkartei für unrichtig oder 
unvollftändig hält, kann dies bis zum Ablaufe der Aus⸗ 
legungsfriſt bei der Gemeindebehörde oder einem von ihr 
ernannten Beauftragten ſchriftlich anzeigen oder zur Nieder⸗ 
ſchrift geben. Soweit die Richtigkeit ſeiner Behauptungen 
nicht offenkundig iſt, hat er für ſie Beweismittel beizubringen. 

Wenn der Einſpruch nicht ſofort für begründet erachtet 
wird, entſcheidet über ihn die nach § 78 zuſtändige Behörde. 

Die Entſcheidung muß binnen 14 Tagen nach Ablauf 
10 Auslegungsfriſt erfolgt und den Beteiligten bekanntgegeben 
ein. 


s. 

Im Falle einer Berichtigung der Wählerlifte oder Wahl⸗ 
kartei ſind die Gründe der Streichungen in Spalte „Bemer⸗ 
kungen“ anzugeben, wenn ein Wähler in der Ausübung des 
Wahlrechts behindert iſt, fo iſt nach § 2 Abſatz 2 Satz 2 
zu verfahren. Ergänzungen ſind im Nachtrag in die Wähler⸗ 
liſte oder die Wahlkartei aufzunehmen. Etwatge Belege ſind 
der Wählerliſte oder Wahlkartei beizufügen. 


16. 
Nach Ablauf der Auslegungsfriſt können Wähler nur in 
Erledigung rechtzeitig angebrachter Einſprüche in die wähler⸗ 
liſte oder Wahlkartei aufgenommen oder darin geſtrichen werden. 


§ 12. 

Die berichtigte Wählerliſte oder Wahlkartei iſt vom 
Gemeindevorſtand abzuſchließen. Hierbei hat er zu beſcheinigen, 
daß und wie lange die Wählerlifte oder Wahlkartei ausgelegen 
hat, daß die Bekanntmachung hierüber und ebenſo die im 
Š 45 vorgeſchriebenen ortsüblichen Bekanntmachungen erfolgt 
ſind, endlich, wieviel Wähler in die Liſte oder Kartei einge⸗ 
tragen ſind, deren Namen nicht mit einem Vermerk „be⸗ 
hindert“ oder „geſtrichen“ verſehen wurden. 

Die Behälter der Wahlkarteien ſind durch Schlöſſer, 
Plomben oder Siegel ſo zu verſchließen, daß eine Entnahme 
oder Einfügung von Karten nicht möglich iſt. 

§ 18 Abſatz 1. : 

Der Gemeindevorſtand hat die Wählerliſte oder Wahl⸗ 

kartei dem Wahlvorſteher zu überſenden. 


3 19. 

Die Gemeindebehörden follen, ſoweit möglich, die Anz 
fertigung von Abſchriften der Wählerliften oder Wahlkarteien 
zulaſſen. Sollten den Gemeindebehörden durch die Zulaſſung 
irgend welche Unkoſten erwachſen, fo find dieſe von Nehmern 
der Abſchriften zu erſtatten. 


4. 
Sur Einreichung von Wahlvorſchlägen und von Er⸗ 


klärungen über die Verbindung von Wahlvorſchlägen hat 


der Gemeindevorſtand durch ortsübliche Bekanntmachung 
aufzufordern. Die Aufforderung ſoll ſpäteſtens 4 Wochen 
vor dem Wahltage erfolgen. Im übrigen finden die or: 
ſchriften der §§ 22, 24, 25 Satz 1 und 26 der Dolfstags- 
wahlordnung entſprechende Anwendung. Wahlvorſchläge 
und Verbindungserklärungen können auch vor der öffent⸗ 
lichen Aufforderung dem Gemeindevorſtand eingereicht 
werden. 


Die 88 22, 24, 25 Satz 1 und 26 der Volkstagswahl⸗ 
ordnung lauten: § 
22, 


In der Bekanntmachung find die Kalendertage zu be— 
zeichnen, an denen ſpäteſtens die Wahlvorſchläge einzureichen 
und die Verbindungen von Wahlvorſchlägen zu erklären ſind. 

Die Bekanntmachung ſoll die Vorſchriften über Beſchaffen⸗ 
heit und Inhalt der Wahlvorſchläge wiedergeben und auf die 
Möglichkeit der Verbindung von Wahlvorſchlägen hinweiſen. 

5. Inhalt der Wahlvorſchläge. 


ö § 24. 

In den Wahlvorfchlägen find die Bewerber mit Zu⸗ und 
Vornamen aufzuführen und ihr Stand oder Beruf, ſowie ihr 
Wohnort und ihre Wohnung ſo deutlich anzugeben, daß über 
ihre Perſönlichkeit kein Zweifel beſteht. Sie find in erkenn⸗ 
barer Reihenfolge aufzuführen: 7 

§ 25 Satz 1. 


Die Unterzeichner der Wahlvorſchläge haben ihren Unter⸗ 


ſchriften die Angabe ihres Berufes oder Standes und ihres 
Wohnortes und ihrer Wohnung beizufügen. 


8 26. 

Jeder Wahlvorſchlag ſoll mit einem auf die Parteiftellung 
der Bewerber hinweiſenden oder einem ſonſtigen Kennworte 
verſehen ſein, das ihn von allen anderen Wahlvorſchlägen 
deutlich unterſcheidet. Irreführende Kennwörter ſind unzuläſſig. 

Der Wahlvorſchlag muß nach § 16 des Dolkstagswahl⸗ 
geſetzes einen Vertrauensmann und einen Stellvertreter bez 
zeichnen, die möglichſt am Sitze des Wahlleiters wohnen. 


8. 

Der Gemeindevorſtand hat die Dertrauensmänner 
unverzüglich zur Beſeitigung von Mängeln der Wahl 
vorſchläge und der gemäß § 8 des Gemeindewahlgeſetzes 
erforderlichen Erklärungen aufzufordern. Im Uebrigen 
finden hinſichtlich der Mängelbeſeitigung der Wahlvor⸗ 
ſchläge die 88 27, 28, 29 und 50 der Volkstagswahl- 
ordnung mit der Maßgabe Anwendung, das an Stelle 
des Wahlleiters und Wahlausſchuſſes der Gemeinde, 
vorſtand tritt. 


r 
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Die §§ 27, 28, 29 und 30 der Dolfstagswahlordnung 
lauten ‡ 8 i 
4. Mängelbefeitiaune. 


§ 27. 

Der Wahlleiter hat die- Vertrauensmänner unverzüglich 
zur Beſeitigung von Mängeln der Wahlvorſchläge oder der 
Erklärungen nach 88 14 bis 17 des Volkstagswahlgeſetzes 
oder zur Nachbringung der Beſcheinigungen nach 8 25 Ab⸗ 
at 2 der Volkstagswahlordnung aufzufordern. Mängel können 
nicht mehr beſeitigt werden, wenn die Wahlvorſchläge feſtge⸗ 
ſetzt ſind. Das Gleiche gilt für die Erklärungen über die 
Verbindung von Wahlvorſchlägen, wenn der Wahlausſchuß 
über ihre Sulaſſung beſchloſſen hat. 

Bewerber, die auf mehreren Wahlvorſchlägen benannt 
find, müſſen dem Wahlleiter innerhalb der von ihm geſetzten 
Friſt erklären, für welchen Wahlvorſchlag ſie ſich entſcheiden. 


8 2a. N 
Bewerber, gegen deren Wählbarkeit der Wahleiter Be⸗ 
denken erhebt, können bis zur Feſtſetzung der Wahlvorſchläge 
durch andere erſetzt werden. 


§ 29. 

Der Wahlleiter hat dafür zu ſorgen, daß nicht diefelben 
Unterſchriften unter mehreren Wahlvorſchlägen ſtehen. Die 
gleichen Perſonen können nicht als Dertrauensmänner für 
mehrere Wahlvorſchläge bó s22 werden. 

30. 
Sind Erklärungen abgegeben worden, nach denen Wahl⸗ 


vorſchläge ſich verbinden wollen, ſo hat der Wahlleiter nöti⸗ 


genfalls durch eine Verhandlung mit den Dertrauensmännern 
auf Einhaltung der Dorfcriften über die Verbindung von 
Wahlvorſchlägen hinzuwirken. 


§ 6. 


Auf die Sulaſſung der Wahlvorſchläge und der 


Derbindungserflärungen finden die Vorſchriften der 88 37, 


38 


und 39 der Volkstagswahlordnung entſprechende 


Anwendung. 


ſichtlich der Bekanntmachung der Wahl finden die Vor⸗ 


Die §§ 37, 38 und 39 der Dolfstagswahlordnung lauten: 
s 3 


; =; 

In den Wahlvorſchlägen werden die Namen der Bewerber 
geſtrichen, deren Perſönlichkeit nicht feſtſteht, deren Zuſtim⸗ 
mungserklärung fehlt, die nachgewieſenermaßen nicht wählbar 
ſind oder die auf mehreren Wahlvorſchlägen benannt ſind. 

Bewerber, die auf demſelben Wahlvorſchlag mehrmals 
benannt ſind, gelten als nur einmal und zwar an der erſten 
Stelle der Benennung vorgeſchlagen. 


38. 

Nicht zugelaſſen ſind Wahlvorſchläge oder Verbindungen 
von ſolchen, die verſpätet eingereicht oder erklärt find oder 
den geſetzlichen Erforderungen nicht entſprechen. 

Kommt bei einer Verhandlung nach § 30 eine Einigung 
nicht zuſtande, jo find die in Betracht kommenden Verbin— 
dungen nicht zuzulaſſen. 


8 59. 
Trägt ein Wahlvorſchlag kein Kennwort, ſo gilt der 


Name des Bewerbers, der in dem Wahlvorſchlag an erſter 
Stelle genannt iſt, als Kennwort des Wahlvorſchlages. 


8 ?7. 
Auf die Beſtimmung der Wahlräume fowie hin⸗ 


ſchriften der 88 42 und 43 der Volkstagswahlordnung 
entſprechende Anwendung. : 


Die §§ 42 und 45 der Dolfstagswahlordnung lauten: 
2. Beſtimmung der Wahlsäume. 


ER § 42. 

Bei der Ernennung des Wahlvorſtehers und feiner Stell⸗ 
vertreter iſt von der zuftändigen Behörde zugleich der Raum 
zu beſtimmen, in dem die Wahl vorzunehmen iſt. 

In großen Wahlbezirken, in denen ſich eine Teilung 


der Wählerliſten oder Wahlparteien als zweckmäßig erweiſt, 


ſowie in Wahlbezirken, in denen nach Geſchlechtern getrennt 
gewählt wird (§ ı Abſatz 2) können die Wahlen gleichzeitig 
in verſchiedenen Räumen desſelben Gebäudes oder in ver⸗ 
ſchiedenen Gebäuden oder an verſchiedenen Tifchen desſelben 
Wahlraumes vorgenommen werden. Für jeden Wohlcaum iſt 
ein beſonderer Wahlvorſtand zu bilden, doch können aus 
Gründen der Ueberſichtlichkeit auch mehrere Wahlvorſtände 
gebildet werden. Sind mehrere Wahlvorſtände in einem 
Wahlraum tätig, fo ſteht die Vollziehung des § 4z Abſatz 2 
und des § 49 Abſatz 2 dem an Lebensjahren älteren Wahl⸗ 
vorſteher zu. 
5. Bekanntmachung der Wahl. 


1 ta. . 
Die Abgrenzung der Wahlbezirke, die Ernennung des 
Wahlvorſtehers und ſeines Stellvertreters, die Beſtimmung 


des Wahlraumes ſowie Tag und Stunde der Wahlen ſind 


vor dem Wahltag von den Gemeindevorſtänden in ortsüblicher 
Weiſe bekanntzugeben. Als ortsübliche Bekanntgabe genügt 
die Veröffentlichung mittels Plakatanſchlages. 

Die Bekanntmachung ſoll ſpäteſtens am 2. Tage vor 
dem Wahltag erfolgen. Ein Abdruck der Bekanntmachung 
iſt dem Wahlvorſteher zur Benutzung bei der Wahl auszu⸗ 
händigen. 


§ 8. 
Hinſichtlich der Stimmenabgabe für die Gemeinde⸗ 


wahl finden die 88 A4, 45, 46, 47, 48, 49, 50, 51, 52 
und 55 der Volkstagswahlordnung 
wendung. 


entſprechende An⸗ 


Die 88 44, 45, 46, 47, 48, 49, 50, 51, 52 und 53 
der Volkstagswahlordnung lauten: 
N IV. Stimmabgabe. 


3 44. 

Die Wahlzeit dauert von 9 Uhr vormittags bis 6 Uhr 
nachmittags. In Wahlbezirken mit weniger als 1000 Ein⸗ 
wohnern kann die zur Abgrenzung der Wahlbezirke zuſtändige 
Behörde die Wahlzeit abkürzen; die Wahlzeit darf jedoch nicht 
ſpäter als to Uhr vormittags beginnen und unbeſchadet der 
Beſtimmung des § 52 Abſatz 2 nicht vor 5 Uhr nachmittags 
ſchließen. 


: 8 as. 

Der Wahlvorſteher beruft unter Berückſichtigung der ver⸗ 
ſchiedenen Parteien aus den Wählern ſeines Wahlbezirks 
2 bis 3 Beiſitzer und 1 Schriftführer und lädt die Mitglieder 
des Wahlvorſtandes ein, bei Beginn der Wahlhandlung zur 
Bildung des Wahlvorſtandes im Wahlraum zu erſcheinen. 
Erſcheint nicht die genügende Anzahl, fo ernennt der Wahl⸗ 
vorfteher aus den anweſenden Wählern die erforderliche Fahl 
von Mitgliedern des Wahlvorſtandes. 

Die Mitglieder des Wahlvorſtandes erhalten keine Ders» 
gütung. 


5 § 46. 

Der Tifh, an dem der Wahlvorſtand Platz nimmt, foll 
ſo aufgeſtellt werden, daß er von allen Seiten zugänglich iſt. 

Auf dieſen Tiſch wird ein verdecktes Gefäß (Wahlurne) 
zum Bineinlegen der Stimmzettel geſtellt. Der Boden der 
Wahlurne ſoll viereckig ſein. Im Innern gemeſſen muß ihre 
Höhe mindeſtens 90 Zentimeter und der Abſtand jeder Wand 
von der gegenüberliegenden Wand mindeſtes 35 Sentimeter 
betragen. Im Deckel muß die Wahlurne einen Spalt haben, 
der nicht breiter als 2 Centimter ſein darf und durch den 
die Umſchläge mit den Stimmzetteln hindurchgeſteckt werden 
müſſen. Vor dem Beginn der Abſtimmung hat ſich der 
Wahlvorſtand davon zu überzeugen, daß die Wahlurne leer iſt. 
Don da ab bis zur Herausnahme der Umſchläge mit den 
Stimmzeiteln nach Schluß der Abſtimmung, darf die Wahl⸗— 
urne nicht wieder geöffnet werden. 

Durch Bereitſtellung eines oder mehrerer Nebenräume, 
die nur durch den Wahlraum betretbar oder unmittelbar mit 
ihm verbunden ſind, oder durch Vorrichtungen an einem 
oder mehreren von dem Dorftandstiih getrennten Neben⸗ 
tiſchen iſt Dorforge zu treffen, daß der Wähler feinen Stimm- 
zettel unbeachtet in den Umſchlag zu legen vermag. 

Je ein Abdruck des Volkstagswahlgeſetzes dieſer Wahl⸗ 
ordnung und der nach § 41 erlaſſenen Bekanntmachung iſt 
im Wahlraum auszulegen. 

a4. 

Die Stimmzettel müſſen von weißem oder weißlichem 
Papier und dürfen mit keinem Kennzeichen verſehen ſein, 
die Verwendung von Seitungspapier iſt zuläſſig. Die Auf⸗ 
ſchrift auf dem Stimmzettel muß den §§ 20, 21 des Volks- 
tagswahlgeſetzes entſprechen; ſie ſoll in der Regel nur einen 
Namen enthalten. Durchſtreichungen auf Stimmzetteln gelten 
nicht als Kennzeichen. Die Stimmzettel follen 9:12 Centi⸗ 
meter groß ſein und ſind von dem Wähler in einem mit 
amtlichen Stempel verſehenen Umſchlag, der kein unzuläſſiges 
Kennzeichen haben darf, abzugeben. Die Umſchläge ſollen 
12:15 Centimeter groß und aus undurchſichtigem Papier 
hergeſtellt ſein; ſie ſind in der erforderlichen Fahl bereitzuhalten. 

Im Wahlraume dürfen Stimmzettel weder aufgelegt noch 
verteilt werden. Der Wahlvorſteher hat die ihm zur Der» 
wendung übergebenen Stimmzettel am Eingang zum Wahl— 
raume oder davor fo aufzulegen, daß fie von den zur Stimute 
abgabe erſcheinenden Wählern entnommen werden können. 


48. 
Die Wahlhandlung wird damit eröffnet, daß der Wahl. 
vorſteher den Schriftführer und die Beiſitzer durch Handſchlag 
verpflichtet, und ſo den Wahlvorſtand bildet. 


In keiner Zeit der Wahlhandlung dürfen weniger als 
5 Mitglieder des Wahlvorſtandes gegenwärtig ſein. Der 
Wahlvorſteher und der Schriftführer dürfen ſich während 
der Wahlhandlung nicht gleichzeitig entfernen; verläßt einer 
von ihnen vorrübergehend den Wahlraum, ſo iſt mit ſeiner 
Vertretung der Stellvertreter des Wahlvorſtehers oder ein 
anderes Mitglied des Wahlvorſtandes zu beauftragen. 


8 40. ? 

Zutritt zum Wahlraum hat jeder Wähler. Anſprachen 
darf niemand darin halten. Nur der Wahlvorſtand darf über 
das Wahlgeſchäft beraten und beſchließen. 

Der Wahlvorſtand kann jeden aus dem Wahlraum vers 
weiſen, der die Ruhe und Ordnung der Wahlhandlung ſtört. 
ein Wähler des Wahlbezirks, der hiervon betroffen wird, darf 
vorher ſeine Stimme abgeben. 


8 50. 

Der Wahlvorſteher leitet die Wahl. 

Der Wähler, der ſeine Stimme abgeben will, nimmt einen 
abgeſtempelten Umſchlag aus der Hand einer Perſon, die der 
Wahlvorſtand in der Nähe des Zugangs zu dem Nebenraum 
oder Nebentiſch (§ 46 Abſ. 3) aufgeſtellt hat. Er begibt 
ſich ſodann in den Nebenraum oder an den Nebentiſch, ſteckt 
dort feinen Stimmzettel in den Umſchlag, tritt an den Vor⸗ 
ſtandstiſch, nennt ſeinen Namen und auf Erfordern ſeine 
Wohnung und übergibt, ſobald der Schriftführer den Namen 
in der Wählerliſte oder Wahlkartei aufgefunden hat, den 
Umſchlag mit dem Stimmzettel dem Wahlvorſteher, der ihn 
ſofort uneröffnet in die Wahlurne legt. 8 

Inhaber von Wahlſcheinen nennen ihre Namen und über⸗ 
geben den Wahlſchein dem Wahlvorſteher, der ihn nach Prü⸗ 
fung dem Schriftführer weiterreicht. Entſtehen Zweifel über 
die Echtheit oder den rechtmäßigen Beſitz des Wahlſcheins, ſo 
hat der Wahlvorſtand dieſe nach Möglichkeit aufzuklären 
und über die Zulaſſung oder Abweiſung des Wählers Beſchluß 
zu faſſen. Der Vorgang iſt in der Wahlniederſchrift kurz 
zu ſchildern. 

Wähler, die durch körperliche Gebrechen behindert ſind, 
ihre Stimmzettel eigenhändig in den Umſchlag zu legen, und 
dieſe dem Wahlvorſteher zu übergeben, dürfen ſich der Beihilfe 
einer ſelbſtgewählten Vertrauensperſon bedienen. 

Stimmzettel, die nicht in dem abgeſtempelten Umſchlag 
oder die in einem mit einem Kennzeichen verſehenen Um⸗ 
ſchlag abgegeben werden, hat der Wahlvorſteher zurückzuweiſen. 
Ebenſo die Stimmzettel von Wählern, die ſich nicht in den 
Nebenraum oder an den Vebentiſch begeben haben. 

Der Wahlvorfteher hat darauf zu halten, daß die Wähler 
in dem Nebenraum oder an dem Vebentiſch nur fo lange ver- 


weilen, als unbedingt erforderlich iſt, um den Stimmzettel 


in den Umſchlag zu ſtecken. 


8 51. 
Deer Schriftführer vermerkt die Stimmabgabe jedes Wäh- 
lers neben deſſen Namen in der Wählerliſte oder Wahlkartei 
und ſammelt die Wahlſcheine. i 


$ 52. 

Nach Schluß der Wahlzeit dürfen nur noch die Wähler 
zur Stimmabgabe zugelaſſen werden, die in dieſem Zeitpunkt 
im Wahlraum ſchon anweſend waren. Hierauf erklärt der 
Wahlvorſteher die Abſtimmung für geſchloſſen. 

Haben alle in der Wählerlifte oder der Wahlkartei ein⸗ 
getragenen Wähler abgeſtimmt, und iſt anzunehmen, daß In⸗ 
haber von en nicht mehr kommen, oder falls noch 
ſolche kommen ſollten, den Wahlraum eines benachbarten 
Wahlbezirks noch vor Schluß der allgemeinen Wahlzeit ers 
reichen, fo kann der Wahlvorſteher auf einſtimmigen Beſchluß 
des Wahlvorſtandes die Abſtimmung ſchon vor dem Schluß der 
allgemeinen oder der beſonders angeordneten Wahlzeit (8 44 
Satz 2] für geſchloſſen erklären. 


§ 55. 

Nach Schluß der Abſtimmung werden die Umſchläge aus 
der Wahlurne genommen und uneröffnet gezählt. Sugleich 
wird die Fahl der Abſtimmungsvermerke in der Wählerliſte 
oder Wahlkartei und die Zahl der Wahlſcheine feſtgeſtellt 
(8 51). Ergibt ſich dabei auch nach wiederholter Fählung eine 
Verſchiedenheit, fo iſt dies in der Wahlniederſchrift anzugeben 


oder die in einem mit einem unzuläſſigen Kennzeichen 
verſehenen Umſchlag übergeben worden ſind, 

2. die nicht von weißem oder weißlichem Papier ſind, 

. die mit einem Kennzeichen verſehen find, 

4. die keinen Namen oder keine Angabe, aus der die 
Perſon mindeſtens eines Bewerbers unzweifelhaft zu 
erkennen iſt und auch keine oder keine erkennbare 
Bezeichnung eines Wahlvorſchlages mit der Nummer 
aus der amtlichen Bekanntgabe enthalten, 

5. die eine Verwahrung oder ein Vorbehalt gegenüber 
allen Bewerbern enthalten, 

6. die Namen aus verſchiedenen Wahlvorſchlägen oder 
Bezeichnungen verſchiedener Wahlvorſchläge enthalten, 

7. die ausſchließlich auf andere als die in den öffentlich 
bekanntgegebenen Wahlvorſchlägen aufgeführten Per- 
ſonen lauten, 

8. denen ein Druck oder ein Schriftſtück beigefügt iſt 
ne Mehrere in einem Umſchlag enthaltene, gleichlautende 
Stimmzettel gelten als eine Stimme; in einem Umſchlag ent⸗ 
haltene, auf verſchiedene Wahloorſchläge lautende Stimmzettel 
ſind ungültig. 

Die gültigen Stimmzettel ſind ohne Rückſicht auf ihre 
Vollſtändigkeit und die Reihenfolge der Benennungen den 
einzelnen Wahlvorſchlägen zuzurechnen. 

56. ` 


CN 


Der Schriftführer verzeichnet in der Zähllifte jede dem 
einzelnen Wahlvorſchlag zugefallene Stimme und zählt die 
Stimmen laut. ö 

Einer der Beiſitzer führt gleichzeitig eine Gegenliſte. 
Das Muſter für die Fähl⸗ und Gegenliſte ergibt ſich aus 
dem Vordruck in Anlage 3. s 

Sählliſte und Gegenliſte find von dem Wahlvorſteher und 


dem Mitgliede des Wahlvorſtandes, das die Liſte geführt hat, 
zu unterzeichnen und der Wahlniederſchrift als Anlage beis 


zufügen. 


§ 58. | 

Die Stimmzettel, über deren Gültigkeit oder Ungültigkeit 
der Wahlvorſtand Beſchluß faſſen muß, ſind mit fortlaufenden 
Nummern zu verſehen und der Niederſchrift beizufügen. In 
der Niederſchrift find die Gründe kurz anzugeben, aus denen 
N für gültig oder für ungültig erklärt worden 
nd. = 

Wenn ein Stimmzettel wegen der Befhaffenheit des 
Umſchlages für ungültig erklärt worden iſt, iſt auch der 
Umſchlag anzuſchließen. 5 


§ 59. 

Alle Stimmzettel, die nicht nach § 58 der Wahlnieder⸗ 
ſchrift beizufügen find, hat der Wahlvorſteher in Papier ein⸗ 
zufchlagen, zu verfiegeln und der Gemeindebehörde zu übers 
geben, die ſie verwahrt, bis die Wahl für gültig erklärt 
worden iſt oder Neuwahlen angeordnet ſind. Ẵ 


人 60. 

Die Wählerliſte oder Wahlkartei nebft dem Wahlſchein 
wird der Gemeindebehörde zur Aufbewahrung unter Ders 
ſchluß übergeben; ſie darf außer in den geſetzlich zugelaſſenen 
Fällen anderweitig erſt dann verwendet werden, wenn die 


Wahl für gültig erklärt oder eine Neuwahl angeordnet iſt. 


61. 

Der Wahlvorſteher = die Umſchläge, ſoweit fie nicht 
der Wahlniederſchrift beizufügen ſind, der Gemeindebehörde 
zur weiteren Verwendung zurückzugeben. 5 

62. 

Ueber die Wahlhandlung iſt eine Niederſchrift (Wahl⸗ 
niederſchrift) nach dem in der Anlage 4 beigefügten Vordruck 
aufzunehmen. : 


5 § 10. 

Der Gemeindevorſtand beſtimmt Seit und Ort der 
Sitzung zur Ermittelung des Wahlergebniſſes und gibt 
ſie öffentlich bekannt. 

Ueber die Ermittelung des Wahlergebniſſes iſt eine 
Niederſchrift aufzunehmen. Hinſichtlich der Feſtſtellung 
des Wahlergebniſſes finden die Vorſchriften der SS 66, 
67 und 68 der Dolfstagswahlordnung mit der Maßgabe 
Anwendung, daß an Stelle des Wahlausſchuſſes und des 
Wahlleiters der Gemeindevorftand tritt. Der Gemeinde⸗ 
vorſtand veröffentlicht das Wahlergebnis der Gemeinde⸗ 
wahl, die Namen der für gewählt Erklärten, der Erſatz⸗ 
männer ſowie die Sahl der überhaupt und der für die 
einzelnen Wahlvorſchläge abgegebenen gültigen und der 
abgegebenen ungültigen Stimmen in ortsüblicher Weiſe. 


Die §§ 66, 67 und 68 der Volkstagswahlordnung lauten: 
i § 66. a 
Der Wahlausſchuß ermittelt das Wahlergebnis nach den 
88 25 bis 28 des Volkstagswahlgeſetzes; Rechenfehler werden 


und, ſoweit möglich, zu erläutern. 


9. sóc 
Auf die Ermittelung und Prüfung des Abſtimmungs⸗ 
ergebniſſes in den Gemeindewahlen finden die Vorſchrif⸗ 
ten der 88 54, 55, 56, 58, 59, 60, 61 und 62 der 
Dolfstagswahlordnung entſprechende Anwendung. 


Die 88 54, 55, 56, 58, 59, 60, 61 und 62 der Volks. 
tagswahlordnung lauten: 
V. Ermittelung und Prüfung des Abſtimmungs⸗ 
i ergebnifjes im Wahlbezirk. 


§ 54. | 
Unmittelbar nach der Fählung der Umſchläge und Ab» 
ſtimmungsvermerke iſt die Ermittelung und Prüfung des Ab⸗ 
ſtimmungsergebniſſes in der Weiſe vorzunehmen, daß ein 
Beiſitzer die Umſchläge öffnet, die Stimmzettel herausnimmt 
und fie dem Mahlvorſteher übergibt, der fie laut vorlieſt 
und nebſt den Umſchlägen einem andern Beiſitzer zur Auf⸗ 

bewahrung bis zum Ende der Wahlhandlung übergibt. 

8 5 


55. 
Ungültig ſind Stimmzettel 
1. die nicht in einem amtlich abgeſtempelten Umſchlag 


* 


berichtigt. Sonſtige Bedenken find in der Niederſchrift zu 
vermerken. * 


f § 67. 

Der Wahlausſchuß verteilt nach Ermittelung des Wahl— 
ergebniſſes die Abgeordnetenſitze gemäß §§ 26 bis 29 des 
Volkstagswahlgeſetzes auf die einzelnen Wahlvorſchläge, er- 
klärt die erforderliche Anzahl von Abgeordneten für gewählt 
und ſtellt die Reihenfolge der Erſatzmänner feſt. 


§ 68. 

Der Wahlleiter hat die Gewählten von der auf fie ge 
fallenen Wahl zu benachrichtigen und ſie aufzufordern, ſich 
binnen einer Woche nach Zuftellung der Nachricht beim Wahl⸗ 
leiter über die Annahme oder Ablehnung der Wahl zu er» 
klären. Die Wahl gilt als angenommen, wenn innerhalb 
dieſer Friſt keine Erklärung eingeht. Annahme unter Vor— 
behalt gilt als Ablehnung. 

Der Wahlleiter veröffentlicht das Geſamtergebnis der 
Dolfstagswahl, die Namen der für gewählt Erklärten, der 
Erſatzmänner ſowie die Zahl der überhaupt und der für die 


einzelnen Wahlvorſchläge abgegebenen gültigen und der abge⸗ 


gebenen ungültigen Stimmen im Staatsanzeiger. 


§ 11. : 

Auf die Wiederholungswahl finden die Vorſchriften 
der 88 72, 75 und 74 der Volkstagswahlordnung mit 
der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß die Wieder⸗ 
holungswahl bis ſpäteſtens binnen einem Monat ſtattzu⸗ 


finden hat. 
Die §§ 72, 25 und 74 der Volkstagswahlordnung lauten: 


VIll. twiederholungswahl. 


: 8772. 

Wird gemäß § 31 des Volkstagswahlgeſetzes eine Wieder⸗ 
holungswahl angeordnet, fo gelten für dieſe dieſelben Vor⸗ 
ſchriften wie für die Hauptwahl. 

Die Wahlbezirke, die Wahlräume, die Wahlvorſteher und 
ihre Stellvertreter bleiben unverändert, ſoweit nicht eine Aende⸗ 
rung nach dem Ermeſſen der nach § 77 zuſtändigen Behörde 
geboten erſcheint. Solche Aenderungen ſind gemäß § 45 
öffentlich bekannt zu geben. Die Beſcheinigung hierüber iſt 
nicht der Wählerliſte oder Wahlkartei beizugeben, ſondern von 
den Gemeindevorſtänden den Wahlvorſtehern noch vor dem 
Wahltag beſonders einzureichen. 


8.73. 

Bei der Wiederholungswahl, die nicht ſpäter als 5 Monate 
nach der Hauptwahl ſtattfinden darf, wird nach denſelben 
Wahlvorſchlägen und auf Grund derſelben Wahlliſten oder 
Wahlkarteien wie bei der Hauptwahl gewählt. 

Wahlſcheine für die Wiederholungswahl werden nur Per⸗ 
ſonen ausgeſtellt, denen für die erſte Wahl ein Wahlſchein 
ausgeſtellt worden war, oder bei denen die Dorausfegungen 


für die Ausſtellung eines Wahlſcheines bei der Wiederholungs- 
wahl gegeben ſind. 
§ 74. 
Auf Grund der Wiederholungswahl wird das Wahl- 
ergebnis für den ganzen Wahlkreis neu wie bei der Haupt- 
wahl nach den Dorfcriften dieſer Wahlordnung ermittelt. 


: § 12. 
Für den Begriff des Wohnſitzes iſt § 7 des B. G. B. 
maßgebend. 


§ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches lautet: 
Wer ſich an einem Grte ſtändig niederläßt, begründet an 
dieſem Orte ſeinen Wohnſitz. 
A Der Wohnſitz kann gleichzeitig an mehreren Orten be: 
ehen. 
Der Wohnſitz wird aufgehoben, wenn die Niederlaſſung 
mit dem Willen aufgehoben wird, ſie aufzugeben. 


8 1ã. 

Dem Wahlvorſtande können für die Ermittelung des 
Abſtimmungsergebniſſes und die Herſtellung der Nieder⸗ 
ſchriften Beamte oder ſonſtige geeignete Perſonen als 
Hilfsarbeiter durch den Gemeindevorſtand beigegeben 
werden. An der Beſchlußfaſſung des Wahlvorftandes 
nehmen Hilfsarbeiter nicht teil. 

§ 14. 

Die Koften der Wahlen zu den Gemeindevertre— 

tungen ſind von den Gemeinden zu tragen. 
n 


Die Beſchaffung der Wahlunterlagen iſt Sache der 
Gemeinden. 
§ 16. 


Diefe Wahlordnung wird im Geſetzblatt für die 
Freie Stadt Danzig veröffentlicht. Sie tritt mit dem 
Tage der Veröffentlichung in Kraft. 


Danzig, den 4. April 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Siehm Dr. Schwartz. 


Druck und Verlag von R. Pech & W. Richert, Neuteich (Freie Stadt Danzig). 
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